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An


die Verbindungsstelle der Bundesländer,


die Österreichische Arbeitsgemeinschaft Rehabilitation,


den Verein Integration Österreich,


die Lebenshilfe Österreich,


die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes,


Frau Mag. Silvia Oechsner,


Frau Dr. Elisabeth Wundsam,


Herrn Martin Ladstätter, Verein Bizeps,


Herrn Mag. Michael Krispl,


Herrn Univ. Prof. Dr. Volker Schönwiese,


Frau Generalsekretärin der ÖVP, Abg. z. NR Dr. Maria Rauch�Kallat,


Herrn Dr. Josef WÖSS, Kabinett des Herrn Bundeskanzlers,


Herrn Prof. Dr. Heinz Barazon,


Abg.z.NR Dr. Walter Guggenberger, SPÖ-Klub,


Abg.z.NR Theresia Haidlmayr, Grüner Klub,


Abg.z.NR Dr. Helene Partik-Pable, FPÖ-Klub,


das BMaA,


das BMJ,


das BMUK,


BMAGS, z.Hd. Frau Dr. Karin Miller-Fahringer,


BMLF, z.Hd. Frau Maria Schlemmer,


BMLV, z.Hd. Frau Dr. Ulmer,


BMUJF, z.Hd. Frau Mag. Martina Staffe,


BMI, Abt. I/4, IV/6, IV/11,


BMwA, z.Hd. Dr. Benda,


BMWV, z.Hd. Frau Mag. Prerowsky,


BMWV, z.Hd. Frau Dr. Raicher-Siegl,


BMF, z.Hd. Frau Dr. Bibus.











Sachbearbeiter				Klappe


Hr. Dr. HIESEL				4233








Betrifft: Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen;


Sitzung am 24. November 1998;


Ergebnisprotokoll








Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst das Ergebnisprotokoll der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 24. November 1998 mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme.





Anlage





25. November 1998


Für den Bundeskanzler:


OKRESEK





Für die Richtigkeit


der Ausfertigung:


�



�
Ergebnisprotokoll der Sitzung der“Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen”


am 24. November 1998








Am 24. November 1998 fand im Bundeskanzleramt�Verfassungsdienst unter Leitung von Sektionschef Dr. OKRESEK eine Plenarsitzung der “Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen” statt. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beigeschlossenen Anwesenheitsliste ersichtlich.





Grundlage der Beratungen war der an die Teilnehmer versendete vorläufige Gesamtbericht der Arbeitsgruppe. Sektionschef Dr. OKRESEK berichtete zunächst über die zu diesem Bericht eingegangenen Stellungnahmen und bat die anwesenden Autoren, die aus ihrer Sicht wesentlichen Punkte vorzutragen.





Seitens der Selbstbestimmt-Leben-Initiative Österreich (SLIÖ) wurde zunächst die Nichteinhaltung des ursprünglich vorgesehenen Terminplans gerügt. Zudem wurde beanstandet, daß der dem BKA vorgelegte “Arbeitsbehelf Nr. 2” unbeantwortet geblieben sei und keinen Eingang in den Gesamtbericht gefunden habe. An dem vorläufigen Gesamtbericht wurde kritisiert, daß bedeutsame Rechtsbereiche wie etwa Telekommunikation, Wissenschaft und die Sozialversicherung nicht berücksichtigt seien. Überdies seien die Berichte der einzelnen Unterarbeitsgruppen von unterschiedlicher und zT inakzeptabler Qualität.





Das Bundesministerium für Justiz sprach sich dafür aus, den Bericht in sprachlicher Hinsicht dergestalt abzufassen, daß keine Präjudizierung der einzelnen Ressorts eintritt. Dieses Ansinnen wurde seitens der Behindertenvertreter mit Nachdruck zurückgewiesen.





Das Bundesministerium für Inneres wies auf die durch BGBl. I Nr. 161 und 162/1998  erfolgten Änderungen der Nationalrats- und Europawahlordnung hin, wobei insbesondere hervorgehoben wurde, daß mit den Neufassungen der §§ 52 und 66 Nationalratswahlordnung wesentliche Anliegen der Behindertenverbände aufgegriffen und erfüllt worden seien.





Im Anschluß an diese Eröffnungsrunde wurden die Berichte der einzelnen Unterarbeitsgruppen diskutiert, wobei zT gegensätzliche Standpunkte eingenommen wurden. Als Ergebnis dieser Diskussion läßt sich folgendes festhalten:


1. Der Bericht der Untergruppe “Rechtsschutz” wird einhellig als akzeptabel angesehen und bedarf - mit Ausnahme der angesprochenen Wahlrechtsänderungen - keiner weiteren Ergänzung.


2. Dem Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales werden von den Behindertenvertretern weitere als diskussionswürdig erachtete Bestimmungen namhaft gemacht; auf Grundlage dieser Nennungen sollen - wenn erforderlich - weitere Gespräche zwischen dem Bundesministerium und Vertreter der Behinderten erfolgen.


3. Hinsichtlich des Berufsausbildungsgesetzes und der Gewerbeordnung wird Prof. BARAZON ein Papier erstellen, das mit dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten erörtert werden soll.


4. Die Untergruppe “Bildung” wird eine weitere Sitzung abhalten, in der die Bereiche Hochschulrecht, Schulrecht und Wissenschaft erörtert werden sollen.


5. Die Untergruppe “Mobilität” wird ebenfalls eine weitere Sitzung abhalten, in der der Verkehrsbereich neuerlich erörtert werden soll.


6. An den weiteren Sitzungen der Untergruppen wird auf entsprechenden Wunsch zusätzlich ein Vertreter des Verfassungsdienstes teilnehmen.





Die Ergebnisse der Untergruppen sollen bis Mitte Dezember 1998 dem Verfassungsdienst vorgelegt werden. Der vorläufige Gesamtbericht soll sodann vom Verfassungsdienst auf deren Grundlage überarbeitet werden. Die Einberufung einer weiteren Plenumssitzung zweck Fertigstellung des Endberichts wird für Mitte Jänner 1999 in Aussicht genommen.
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